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TERMINE 

Termine Januar 2016 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die 

Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 

 

Steuerart Fälligkeit 
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Überweisung1 Scheck2  

Lohnsteuer 

Kirchensteuer 

Solidaritätszuschlag3 

11.01.2016 14.01.2016 08.01.2016 

Kapitalertragssteuer 

Solidaritätszuschlag 

Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 

Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 

an das zuständige Finanzamt abzuführen.  

Umsatzsteuer4   11.01.2016 14.01.2016 08.01.2016 

Sozialversicherung5 27.01.2016 Entfällt Entfällt  

 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen 

müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem 

Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 

Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 

Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 

keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss 

so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto 

des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 

Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 

Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 

Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat.  

4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern ohne 

Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5  Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 

sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats vorgezogen worden. Um 

Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 

einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 

müssen bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 

am 25.01.2016) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt 

werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 

ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 

Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 

10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 

übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit 

auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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STEUER AKTUELL 

Keine Ansparabschreibung bei beabsichtigter Buchwerteinbringung 

eines Unternehmens in eine Kapitalgesellschaft  

Die Investitionsfähigkeit kleiner und mittlerer 

Unternehmen konnte bis 2006 durch eine sog. 

Ansparabschreibung gefördert werden. Der 

Ansparabschreibungsbetrag betrug 40 % der 

voraussichtlichen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten von neuen abnutzbaren 

Wirtschaftsgütern. Voraussetzung war unter 

anderem, dass die Investition innerhalb von zwei 

Jahren nach Inanspruchnahme der 

Ansparabschreibung durchgeführt wurde. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die 

Ansparabschreibung nicht geltend gemacht werden 

darf, wenn bei Abgabe der Steuererklärung 

feststeht, dass das Unternehmen die Investition 

nicht mehr durchführen wird, weil es zu Buchwerten 

in eine Kapitalgesellschaft eingebracht werden soll. 

 

STEUER AKTUELL 

Vom angestellten Geschäftsführer gezahlte Rechnungen für den 

Arbeitgeber können Werbungskosten sein 

Aufwendungen eines angestellten 

Geschäftsführers einer GmbH für ein 

ausgefallenes Darlehen, für eine Bürgschaft und 

für Lieferantenverbindlichkeiten können auch 

dann Werbungskosten einer nichtselbständigen 

Tätigkeit sein, wenn er mit dem alleinigen 

Gesellschafter verwandt ist. 

Entscheidend ist die berufliche Veranlassung 

der Aufwendungen. Um entscheiden zu können, 

ob die Aufwendungen durch das 

Arbeitsverhältnis, das Gesellschaftsverhältnis 

oder aus privaten Gründen veranlasst sind, ist 

danach zu fragen, ob ein fremder, nicht 

beteiligter oder nicht privat verbundener 

Arbeitnehmer bereit gewesen wäre, den 

Arbeitgeber entsprechend zu unterstützen. Die 

berufliche Veranlassung kann beispielsweise 

auch daraus resultieren, dass der 

Geschäftsführer anderenfalls von den 

Gläubigern der Gesellschaft wegen einer 

Verletzung der Insolvenzantragspflicht in 

Haftung genommen werden könnte. In einem 

solchen Fall verdrängt oder überlagert weder ein 

gesellschaftsrechtliches noch ein privates 

Näheverhältnis den vorhandenen beruflichen 

Veranlassungszusammenhang.  

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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STEUER AKTUELL 

Vorweggenommene Werbungskosten bei Einkünften aus 

Vermietung und Verpachtung  

Aufwendungen können als vorweggenommene 

Werbungskosten abgezogen werden, wenn ein 

wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen den 

Aufwendungen und der angestrebten Einkunftsart 

besteht. Fallen solche Aufwendungen mit der 

beabsichtigten Vermietung einer leer stehenden 

Immobilie an, müssen bestimmte Voraussetzungen 

erfüllt sein. Dazu gehört, dass der Eigentümer 

erkennbar beabsichtigt, aus dem Objekt durch 

Vermietung Einkünfte zu erzielen. Auch jahrelange 

erfolglose Umbauarbeiten ändern an dieser 

Beurteilung nichts, wenn sich der Bauherr nach 

Kräften bemüht hat, die Arbeiten voranzutreiben. 

Ist bei einem solchen Objekt mit mehreren 

Wohnungen beabsichtigt, eine der Wohnungen 

selbst zu nutzen, sind die vorab entstandenen 

Werbungskosten um die entsprechende Quote zu 

kürzen. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

STEUER AKTUELL 

Antragsveranlagung: Keine Wahrung der Antragsfrist allein durch 

die Übermittlung der elektronischen Steuererklärung  

Besteht das Einkommen eines Steuerbürgers ganz 

oder teilweise aus Einkünften aus nichtselbständiger 

Arbeit, von denen ein Lohnsteuerabzug durch den 

Arbeitgeber vorgenommen worden ist, wird eine 

Einkommensteuerveranlagung nur in vom Gesetz 

bestimmten Fällen durchgeführt. Ergänzend 

bestimmt das Einkommensteuergesetz, dass eine 

Veranlagung dann durchgeführt wird, wenn sie 

beantragt wird (Antragsveranlagung). Die 

Antragsveranlagung dient in erster Linie der 

Anrechnung der Lohnsteuer auf die 

Einkommensteuer, wenn steuermindernde 

Tatsachen im Lohnsteuerabzugsverfahren nicht 

berücksichtigt werden konnten. Der Antrag ist durch 

die fristgerechte Abgabe einer 

Einkommensteuererklärung zu stellen. Dabei ist 

unbedingt die Festsetzungsfrist von vier Jahren zu 

beachten. 

Ein Arbeitnehmer gab seine 

Einkommensteuererklärung für das Jahr 2009 am 

22. Dezember 2013, also erst wenige Tage vor 

Ablauf der vierjährigen Festsetzungsverjährungsfrist, 

ab. Die für die Einkommensteuererklärung 

relevanten Daten übermittelte der Arbeitnehmer im 

Wege der Datenfernübertragung über das Internet 

unter Verwendung des Programms „ElsterFormular“. 

Die erforderliche komprimierte Steuererklärung 

reichte er erst am 27. Februar 2014 beim Finanzamt 

ein, also nach Ablauf der vierjährigen 

Festsetzungsverjährungsfrist. Das Finanzamt lehnte 

den Antrag auf Veranlagung zur 

Einkommensteuererklärung wegen des Ablaufs der 

maßgeblichen Frist ab. 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg gab dem 

Finanzamt Recht: Wird eine elektronische 

Steuererklärung im nicht authentifizierten Verfahren 

übermittelt, geht sie dem Finanzamt erst zu dem 

Zeitpunkt zu, zu dem diesem - i. d. R. durch 

Einreichung der komprimierten Steuererklärung - die 

für den Übermittlungsvorgang vergebene 

Telenummer bekannt wird. Auch die 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährte 

das Finanzgericht nicht. 

Der Bundesfinanzhof muss sich nun mit dem Fall 

beschäftigen. 
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STEUER AKTUELL 

Rückwirkende Änderung der umsatzsteuerlichen 

Bemessungsgrundlage für die private Nutzung eines im 

Übrigen unternehmerisch genutzten Gebäudes nicht zu 

beanstanden 

Ein Unternehmer kann ein Grundstück, das er teils 

unternehmerisch, teils nichtunternehmerisch 

(regelmäßig zu eigenen Wohnzwecken) nutzt, 

insgesamt dem Unternehmensvermögen zuordnen. 

Für vor dem 1.1.2011 hergestellte oder angeschaffte 

Gebäude kann er die für die Anschaffung bzw. 

Herstellung in Rechnung gestellte Umsatzsteuer in 

voller Höhe als Vorsteuer abziehen. Gleichzeitig 

muss er die private Nutzung der Umsatzsteuer 

unterwerfen (sog. Seeling-Modell). 

Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer waren 

bis zum 30.6.2004 die bei Ausführung der Umsätze 

entstandenen Kosten. Hierzu gehörten auch die 

Absetzungen für Abnutzung in Höhe von 2 % jährlich. 

Mit Wirkung ab 1.7.2004 sind die Ausgaben 

Bemessungsgrundlage. Anschaffungs- und 

Herstellungskosten sind auf zehn Jahre (und nicht 

mehr 50 Jahre) zu verteilen, sodass sich die 

Umsatzsteuer erheblich erhöht. Die Neuregelung 

erfolgte durch ein im Dezember 2004 erlassenes 

Gesetz. 

Die rückwirkende Erhöhung der 

Bemessungsgrundlage ist nach Auffassung des 

Bundesfinanzhofs verfassungsrechtlich nicht zu 

beanstanden. Ein Unternehmer konnte spätestens ab 

April 2004 nicht mehr darauf vertrauen, dass die 

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten nur mit 2 % 

in die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage 

einfließen. Unionsrechtliche Bedenken gegen die 

neue Bemessungsgrundlage bestehen ebenfalls 

nicht. 

STEUER AKTUELL 

EU-Recht erweitert Umsatzsteuerfreiheit von Pflegeleistungen 

Unternehmer, die Pflegeleistungen an hilfsbedürftige 

Menschen erbringen, können sich für die 

Umsatzsteuerfreiheit unmittelbar auf das Unionsrecht 

berufen. Dieses befreit Pflegeleistungen weiter 

gehend als das nationale Recht von der 

Umsatzsteuer. Für die Befreiung ist erforderlich, aber 

auch ausreichend, dass die Pflegekraft mit der 

Pflegekasse auf Grund ihrer Kenntnisse einen 

Vertrag über Pflegeleistungen abschließen kann. Der 

tatsächliche Abschluss eines Vertrags ist nicht 

erforderlich. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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RECHT AKTUELL 

Darlehensverlust eines ausgeschiedenen GmbH-Gesellschafters 

kann nachträglich zu einem Veräußerungsverlust führen

Die alleinige Gesellschafterin einer GmbH 

veräußerte 2003 ihren Geschäftsanteil zum 

Anschaffungspreis, sodass sich kein 

Veräußerungsgewinn ergab. In der Steuererklärung 

gab sie diesen Sachverhalt mangels steuerlicher 

Auswirkung nicht an. Sie hatte der GmbH schon vor 

Anteilsveräußerung ein kapitalersetzendes 

Darlehen gewährt, das durch die Eintragung einer 

nachrangigen Grundschuld auf einem GmbH-

Grundstück abgesichert war und auch nach dem 

Anteilsverkauf bestand. 2008 fiel dieses Darlehen 

aufgrund der Insolvenz der GmbH endgültig aus, 

weil der Zwangsversteigerungserlös des 

Grundstücks aufgrund der nachrangigen 

Grundschuld nicht ausreichend war. Die 

Gesellschafterin meinte, der Darlehensverlust 

gehöre zu den Anschaffungskosten der GmbH-

Beteiligung und führe somit nachträglich zu einem 

Veräußerungsverlust. Der bestandskräftige 

Einkommensteuerbescheid 2003 müsse deshalb 

rückwirkend geändert werden. Das Finanzamt 

lehnte dies ab, weil die Anteilsveräußerung 

ursprünglich nicht erklärt worden war. 

Der Bundesfinanzhof entschied aber zugunsten der 

Gesellschafterin, weil der Änderung eines 

bestandskräftigen Steuerbescheids nicht 

entgegensteht, dass der entsprechende 

Sachverhalt dort nicht berücksichtigt war. 

RECHT AKTUELL 

Freie Unterkunft oder freie Wohnungen als Sachbezug ab 

1.1.2016 

Die Gewährung freier Unterkunft oder freier 

Wohnung ist bei der Berechnung der 

Lohnsteuer und der 

Sozialversicherungsbeiträge zu 

berücksichtigen. 

Dabei ist zu unterscheiden zwischen 

■ Freier Wohnung: 

o Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 

eine Wohnung unentgeltlich zur 

Verfügung, ist der ortsübliche Mietpreis zu 

berücksichtigen. Für Nebenkosten ist der 

Endpreis am Abgabeort anzusetzen. 

o Unter einer Wohnung ist eine 

geschlossene Einheit von Räumen zu 

verstehen, in denen ein selbstständiger 

Haushalt geführt werden kann.  

■ Freier Unterkunft: 

o Werden Räume überlassen, die keine 

Wohnung sind, handelt es sich um eine 

Unterkunft.  

o Ab dem 1.1.2016 gelten unverändert 

folgende Sachbezugswerte: 

Sach-
bezugs-
wert freie 
Unterkunft 

 

Monat 

 

 

€ 

 

Kalender- 

tag 

 

€ 

 

Für den m² 

 

 

€ 

m² bei 
ein-

facher 
Aus-

stattung 

€ 

Alte und 
neue 
Bundes-
länder 223,00 7,43 3,92 3,20 

 

o Heizung und Beleuchtung sind in diesen 

Werten enthalten. Der Wert der 

Unterkunft kann mit dem ortsüblichen 

Mietpreis bewertet werden, wenn der 

Tabellenwert nach Lage des Einzelfalls 

unbillig wäre.  

o Ist der Arbeitnehmer in den Haushalt des 

Arbeitgebers aufgenommen oder ist die 

Unterkunft mit mehreren Beschäftigten 

belegt, vermindert sich der Wert von 

223,00 € um 15 % auf 189,55 €.  

Für Jugendliche bis zur Vollendung des 

18. Lebensjahrs und für Auszubildende 

beträgt der Sachbezugswert 189,55 € im 

Monat (6,32 € kalendertäglich). 

 

http://www.vaih.de/
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RECHT AKTUELL 

Freie Verpflegung als Sachbezug ab 1.1.2016

Erhalten Arbeitnehmer als Arbeitsentgelt 

Sachbezüge in Form von Verpflegung, richtet sich 

der Wert nach der Sachbezugsverordnung. 

Die sich aus der Sachbezugsverordnung ergebenden 

Werte werden in die Berechnung der Lohnsteuer und 

der Sozialversicherungsbeiträge einbezogen. 

Die freie Verpflegung umfasst die Mahlzeiten 

Frühstück, Mittagessen und Abendessen. Stellt der 

Arbeitgeber nicht alle Mahlzeiten zur Verfügung, ist 

der anteilige Sachbezugswert nur für die gewährte 

Mahlzeit anzusetzen. Für Jugendliche und 

Auszubildende gibt es keinen Abschlag mehr. Für 

Familienangehörige sind geringere Werte 

anzusetzen. 

Ab dem 1.1.2016 gelten folgende Werte:

 

 Monat 

 

€ 

Kalender- 

tag 

€ 

Werte für freie Verpflegung 

Alle Mahlzeiten 236,00 7,87 

Werte für teilweise Gewährung freier Verpflegung 

Frühstück 50,00 1,67 

Mittag- und Abendessen je 93,00 3,10 

 

Bei der Gewährung von unentgeltlichen oder 

verbilligten Mahlzeiten im Betrieb sind für sämtliche 

Arbeitnehmer einheitlich anzusetzen: 

■ 1,67 € für das Frühstück 

■ 3,10 € für das Mittag-/Abendessen. 

 

 

RECHT AKTUELL 

Rechtsnachfolgen einer unterbliebenen Entscheidung des 

Arbeitgebers über ein Teilzeitverlangen 

Lehnt ein Arbeitgeber den Antrag eines 

Arbeitnehmers auf Teilzeitarbeit nicht binnen eines 

Monats vor deren gewünschtem Beginn schriftlich 

ab, verringert sich die Arbeitszeit in dem vom 

Arbeitnehmer gewünschten Umfang. Außerdem gilt 

die von dem Arbeitnehmer begehrte Verteilung der 

reduzierten Arbeitszeit als festgelegt. Der 

Arbeitnehmer wird in diesen Fällen so gestellt, als sei 

das von ihm Gewünschte vertraglich vereinbart 

worden. 

Erklärt ein Arbeitgeber nach einer unterbliebenen 

Entscheidung über ein Teilzeitverlangen eine 

Änderungskündigung mit dem Ziel, den nach obigen 

Grundsätzen eingetretenen Rechtszustand wieder zu 

beseitigen, darf er, wenn der Arbeitnehmer 

Kündigungsschutzklage erhebt, zur Rechtfertigung 

seines Änderungsbegehrens keine Tatsachen mehr 

vortragen, die er gegen das Teilzeitbegehren selbst 

hätte vorbringen können, um die eingetretene 

Wirkung des Gesetzes nicht zu konterkarieren. 

Dies hat das Bundesarbeitsgericht im Falle einer bei 

einer Wohnungsgesellschaft beschäftigten 

Assistenzkraft entschieden, die einen Antrag auf 

Teilzeit gestellt, hierauf aber innerhalb eines Monats 

von ihrem Arbeitgeber keine klare Antwort erhalten 

hatte. Der Arbeitgeber verlangte später von ihr, 

weiter in Vollzeit für ihn zu arbeiten und sprach eine 

entsprechende Änderungskündigung aus. 

Zu Unrecht, wie das Bundesarbeitsgericht entschied. 

Wäre es dem Arbeitgeber unter Berufung auf 

Gründe, die er bereits dem Teilzeitbegehren hätte 

entgegenhalten können, im Nachhinein möglich, den 

Teilzeitarbeitsvertrag durch den Ausspruch einer 

Änderungskündigung wieder in Frage zu stellen, 

bestände die Gefahr, dass das Ziel der gesetzlichen 

Regelung, Teilzeitarbeit zu fördern, verfehlt würde. 

http://www.vaih.de/
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RECHT AKTUELL 

Keine Eigenbedarfskündigung ohne ernsthafte 

Nutzungsabsicht

Ein Eigennutzungswunsch, der auf vernünftige und 

nachvollziehbare Gründe gestützt wird, rechtfertigt 

eine Mietvertragskündigung nur dann, wenn er vom 

Vermieter ernsthaft verfolgt wird sowie bereits 

hinreichend bestimmt und konkretisiert ist. Eine 

Vorratskündigung ist nicht statthaft. Dies hat der 

Bundesgerichtshof entschieden. 

In dem entschiedenen Fall hatte der Eigentümer 

eines Mehrfamilienhauses eine Wohnung im dritten 

Obergeschoss und einige Zeit später eine 

zusätzliche Mansardenwohnung vermietet. Die 

Mansardenwohnung bewohnte der Sohn der Mieter. 

Beide Mietverträge konnten nur zusammen 

gekündigt werden. Der Vermieter kündigte beide 

Verträge und führte als Begründung an, dass er 

selbst die Wohnung im dritten Obergeschoss 

beziehen wolle und die Mansarde nach einem 

geplanten Umbau als Teil einer für die eigene 

Tochter vorgesehene Maisonettewohnung benötige. 

Da die Mieter nicht auszogen, wurde die für die 

Tochter im vierten Obergeschoss vorgesehene 

Wohnung zunächst ohne Einbeziehung der 

Mansarde umgebaut. Die Tochter möchte weiterhin 

die Mansarde mit der Wohnung verbinden. 

Nach Auffassung des Gerichts sind bei einer 

Kündigung wegen Eigenbedarfs grundsätzlich die 

Angabe der Person, für die die Wohnung benötigt 

wird und die Darlegung deren Interesse an der 

Wohnung ausreichend. Allerdings reicht für eine 

solche Kündigung ein noch unbestimmtes Interesse 

einer möglichen späteren Nutzung nicht aus. 

Vielmehr muss sich der Nutzungswunsch soweit 

verdichtet haben, dass ein konkretes Interesse an 

einer alsbaldigen Eigennutzung besteht. Der erklärte 

Eigennutzungswunsch des Vermieters an der 

Wohnung im dritten Obergeschoss hatte nach 

Meinung der Richter das Motiv, auch die Mansarde 

für die Tochter zurückzuerhalten. Da sich aber der 

Vermieter über die Eignung der Wohnung für seine 

Bedürfnisse keine näheren Gedanken gemacht hatte, 

stellt dies die erforderliche Ernsthaftigkeit und 

Konkretisierung des angegebenen 

Nutzungswunsches zumindest in Frage. Denn ein 

noch unbestimmter, vager Eigentumswunsch kann 

keine Eigenbedarfskündigung rechtfertigen. Da die 

Vorinstanz diese Frage nicht ausreichend geprüft 

hatte, wurde die Sache zur erneuten Verhandlung 

dorthin zurückverwiesen. 
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